Extra⸗ Blatt 


zu 


Landespolizeiliche Anordnung. 


Sämmtliche Haus- und Familienvorſtände, insbeſondere Gaſt⸗ 
wirthe ſind verpflichtet. bis auf Weiteres jede aus Hamburg ſowie 
aus allen denjenigen Orten, in denen nach den amtlichen Veröffent- 
lichungen Choleraerkrankungen feſtgeſtellt find, bei ihnen eintreffende 
Perſon ſpäteſtens eine Stunde nach ihrer Ankunft bei der Ortspolizei- 
behörde anzumelden. 

Die Polizeibehörden werden angewieſen, ſofort eine ärztliche 
Unterſuchung des Geſundheitszuſtandes der bezeichneten zugereiſten 
Perſonen herbeizuführen und die nach ärztlicher Auordnung erforder- 
lichen Maßnahmen zur Verhütung der Einſchleppung und Verbreitung 
der Cholera ſofort ausführen zu laſſen. insbeſondere in jedem Falle 
für die Desinfection der Effecten derſelben Sorge zu tragen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Meldepflicht, ſowie gegen die 
von der Polizeibehörde angeordneten Maßnahmen ziehen die Strafen 
des § 327 des Str.-Geſ. Buches für das Deutſche Reich nach ſich. 

Marienwerder, den 5. September 1892. 

Der Regierungs-Präſident. 
v. Horn. 


Ausgegeben am 5. September 1892 Druck der R. Kanter'ſchen Hofbuchdruckerei. 
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Amſatz⸗Ausgleichſteuer 
Briefkurſe für telegraphiſche Auszahlungen 


Staat Einheit wagen Staat Einheit Reichsmark 
Agypten ieh 1 ägypt. Pfund 12,615 Uruguay 1 Goldpeſo 1,166 
Argentinien ( 1 0,687 Vereinigte Staaten 1 Dollar 2,491 

— 0 eſo 5 N 
Belgien 100 Belga > 42,16 en x 
. (= 500 belg. Franken) Amrechnungskurſe für: 

Brafilien ........ 1 Milreis 0,123 Auſtralien Kurs für telegraphiſche 
ilgsrien 100 Lewa 3,053 Auszahlung Großbritan⸗ 
Canada e 1 kanad. Dollar 2,478 nien abzüglich 20¼ vom 
Dänemark ac dne 100 Kronen 54,96 Hundert 
eee 100 Gulden 46,90 Britiſch⸗Hongkong 100 Dollar 81,30 
Sand 100 eſtn. Kronen 68,07 Britiſch⸗Indien 100 Rupien 
Finnland 100 Fmk. 5,425 (= 7,55 Pfund Sterling) 
nes re Arad 100 Francs 16,425 Britiſch Straits 100 Dollar 144,30 

tiechenland ..... 100 Dramen 9 Settlements 
Großbritannien 1 Pfund Sterling 12,315 Chill: 100 Peſos me 
N 100 Rials 15,30 China-Shanghai. 100 Dollar 9 
8 100 Kronen 55,1 [ Mexiko 100 Peſos ir 
Ri 1 100 Lire 19,72 Neuſeeland Kurs für telegraphiſche 
i 1 den 0,18 Auszahlung Oro britan⸗ 
Hugoſlawien Be 100 Dinar 5,666 nien W laden 

TUN ?; 100 Lats 81,08 PDS . 
Litauen 1, 100 Litas 4197 Niederländiſch⸗ Kurs für telegraphiſche 
Luxemburg ER. 500 Franken 52,52 Indien Auszahlung Niederlande 
Niederlande 100 Gulden 169,18 zuzüglich / vom Hundert 

orwegen 100 Kronen 61,85 Paläſtina (Paläſtina-Pfunde): 
e 100 Schilling 49,0 5 Kurs für telegraphiſche 
FF 100 Sloty 46,90 Auszahlung Örojbritan- 
Pogo! 100 Escudos 11,185 nien n /, vom 
Rumänien 100 Lei 2,492 t 
Schweden 100 Kronen 63,44 Peru n 5 2 100 Soles 91 
Schweiz 100 Franken 81,19 Union der Sozialiſt. 100 neue Rubel „= 
Spanien ee. ; 2 100 Peſeten 34,03 Sowjetrepublifen (= 10 Tſcherwonetz) 
Tſchechoſlowakei 100 Kronen 10,295 d d (1 Südafrik. Pfund) 12,24 
Dult! 1 türk. Pfund 1,98 nion und Süd⸗ 
Ungarn 100 1215 73,42 weſt⸗Afrika 
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J. Allgemeine Sachen, die Zölle und Verbrauchsabgaben 
gemeinſchaftlich betreffen 


Steuerſäumnisgeſetz 
Runderlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 6. April 1936 
— 81296 — 40 III R — 


— Ohne beſondere Mitteilung — 


I 


Die Anordnungen, die in dem Runderlaß vom 24. De- | 
zember 1934 — 8 1296 — 1IIIR — (Reichsſteuerbl. 
1934 S. 1693 und Reichszollbl. 1934 S. 786) enthalten 
ſind, werden für die Zeit ab 1. Mai 1936 erſetzt durch die 
folgenden Anordnungen: | 


(1) Von der Erhebung des Säumniszuſchlags iſt 
bis auf weiteres bei den Steuern ($ 2 StSäumG.), | 
die von Finanzämtern oder Hauptzollämtern (Zoll⸗ 
ämtern) erhoben werden, abzuſehen, 


1. wenn der Steuerbetrag, der nach § 3 Abſ. 2 
des Steuerſäumnisgeſetzes der Berechnung des | 
Säumniszuſchlags zugrunde zu legen iſt, weniger 
als 50 K bei derſelben Steuerart beträgt, 


2. wenn der der Berechnung zugrunde zu legende 
rückſtändige Steuerbetrag 50 7 oder mehr 
beträgt, jedoch entrichtet wird, bevor wegen 
des Rückſtands gemahnt oder öffentlich erinnert 
worden iſt. 


(2) Als vor der Mahnung entrichtet im Sinn von 
Abf. 1 Ziffer 2 gilt ein rückſtändiger Betrag, 


1. wenn er entrichtet wird, bevor durch einen 
Beauftragten des Finanzamts (Vollziehungs⸗ 
oder Abholungsbeamken, Kaſſenhilfsſtelle) münd⸗ 
lich gemahnt wird, oder 


beträgen böswillig im Rückſtand geblieben ſind. Zur 
Erhebung des Zuſchlags in dieſen Fällen iſt dem zu⸗ 
ſtändigen Buchhalter oder, ſoweit ein ſolcher für die 
betreffende Steuerart nicht beſtellt iſt, dem Kaſſier 
in jedem einzelnen Fall vom Kaſſenleiter eine ſchrift⸗ 
liche Anweiſung zu erteilen, die Beleg zum Sollbuch 
(Sollkartei uſw.) wird. Iſt der Kaſſenleiter gleich⸗ 
zeitig Buchhalter oder Kaſſier, ſo bedarf es einer 
ſchriftlichen Anweiſung nicht, die Erhebung des 
Säumniszuſchlags iſt dann jedoch von der Zuſtim⸗ 
mung des Kaſſenaufſichtsbeamten abhängig. Dieſe 
iſt auf den Buchungsunterlagen (Abfertigungs⸗ 
papieren, Steuerberechnungen) aktenkundig zu machen. 


(6) Bei der Mahnung (auf Nachnahmekarten) iſt 
der zu erhebende Säumniszuſchlag mit anzufordern, 
in der öffentlichen Erinnerung iſt auf den Zuſchlag 
hinzuweiſen. 


(7) Wird Stundung erſt nach Eintritt der Fällig⸗ 
keit beantragt und auch bewilligt, ſo iſt der Zuſchlag 
verwirkt und, ſoweit nicht die obengenannten Vor⸗ 
ausſetzungen für die Nichterhebung des Zuſchlags 
oder Gründe für einen Billigkeitserlaß vorliegen, 
auch zu erheben. 


(8) Für die Buchung und haushaltsmäßige Be⸗ 
handlung des Säumniszuſchlags finden die für 
Zinſen geltenden Beſtimmungen ſinngemäß An⸗ 
wendung. 


II 


Zur Erläuterung bemerke ich das folgende: 


Die neuen Anordnungen (Abſchnitt J) unterſcheiden ſich 
von den bisherigen Anordnungen (Runderlaß vom 


2. wenn er ſpäteſtens an dem Tag entrichtet wird, 24. Dezember 1934 — 8 1296 — 1 III R —) in den 
an dem die Mahnung oder die Poſtnachnahme folgenden zwei Punkten: 


von der Finanzkaſſe oder von einer Kaſſenhilfs⸗ 
ſtelle zur Poſt gegeben wird. 


(3) Als vor der öffentlichen Erinnerung entrichtet 
im Sinn von Abf. 1 Ziffer 2 gilt ein rückſtändiger 
Betrag, wenn er ſpäteſtens an dem Tag entrichtet 
wird, an dem die öffentliche Erinnerung im Bezirk 
des Finanzamts erſtmalig bekanntgemacht (öffent⸗ 
lich angeſchlagen oder in einer Zeitung veröffentlicht) 
wird. Wird die öffentliche Erinnerung ſchon am 
Fälligkeitstag oder kurz vor dem Fälligkeitstag be- 
kanntgemacht, ſo wird der Säumniszuſchlag nicht 
erhoben, wenn die Steuer ſpäteſtens an dem erſten 
Werktag, der auf den Fälligkeitstag folgt, entrichtet | 
wird. 


(4) Der Tag, an dem durch einen Beauftragten 
des Finanzamts mündlich gemahnt oder an dem die 
öffentliche Erinnerung im Bezirk des Finanzamts 
erſtmalig bekanntgemacht worden iſt, iſt der Finanz- 
kaſſe rechtzeitig bekanntzugeben. 


(5) Auch wenn die vorſtehend angegebenen Vor⸗ 
ausſetzungen, unter denen von der Erhebung des 


1. Nach der bisherigen Negelung wurde bei Steuern, 


die von Finanzämtern oder Hauptzollämtern (Zoll 
ämtern) erhoben werden, von der Erhebung des 
Säumniszuſchlags dann abgeſehen, wenn der 
Steuerbetrag, der der Berechnung des Säumnis⸗ 
zuſchlags zugrunde zu legen iſt, weniger als 
100 Hu bei derſelben Steuerart betrug. Dieſe 
bisher geltende Wertgrenze von 100 RA wird für 
die Zeit ab 1. Mai 1936 auf 50 RAM herabgeſetzt. 


Die bisherige Regelung enthielt keine Sonderbeſtim⸗ 


mung für die Falle, in denen die öffentliche Er⸗ 
innerung ſchon am Fälligkeitstag oder ſchon vor 
dem Fälligkeitstag bekanntgemacht wird. Die neue 
Regelung enthält darüber die folgende Beſtimmung: 


»Wird die öffentliche Erinnerung ſchon am 
Fälligkeitstag oder kurz vor dem Fälligkeitstag 
bekanntgemacht, jo wird der Säumniszuſchlag 
nicht erhoben, wenn die Steuer ſpäteſtens an 
dem erſten Werktag, der auf den Fälligkeitstag 
folgt, entrichtet wird.« 


Im übrigen ſtimmen die neuen Anordnungen (Ab⸗ 


Säumniszuſchlags abzufehen iſt, vorliegen, kann das ſchnitt D mit den bisherigen Anordnungen (Runderlaß 
Finanzamt den Zuſchlag erheben, wenn es ſich um vom 24. Dezember 1934 — 81296 — 1 IIIR —9 
Steuerſchuldner handelt, die mehrfach mit Steuer- überein. 


Schreibgebühren 


Runderlaß des Neichsminiſters der Finanzen vom 8. April 1936 
— 81227 — 45 III R — 


— Ohne weitere Mitteilung — 


Der 8312 AO. enthält in Abſatz 1 Ziffer 1 die fol- 
gende Vorſchrift: 


»A) An Auslagen der Rechtsmittelbehörden werden 
erhoben: 


1. Schreibgebühren für Ausfertigungen und Abſchrif⸗ 
ten, die nur auf Antrag erteilt oder deshalb an⸗ 
gefertigt werden, weil es der Beteiligte unterläßt, 
einem von Amts wegen zuzuſtellenden Schriftſatz die 
erforderliche Zahl von Abſchriften beizufügen. 
Schreibgebühren werden nach dem Gerichtskoſten⸗ 
geſetz berechnet. Für Schriftſtücke in fremder 
Sprache, für Tabellen ſowie für Verzeichniſſe, Liſten, 
Rechnungen, Handzeichnungen und dergleichen regelt 
der Vorſitzende der Rechtsmittelbehörde die Schreib- 
gebühr. 


Ferner enthält 8 454 Ziffer 2 Buchſtabe a AO. über 
Schreibgebühren die folgende Vorſchrift: 


»Im Verwaltungsſtrafverfahren werden an Koſten 
erhoben: 


2. an Auslagen 


a) Schreibgebühren für Ausfertigungen und Ab⸗ 
ſchriften nach dem Gerichtskoſtengeſetz.« 


Im Hinblick hierauf find von Bedeutung die nach⸗ 
ſtehenden Vorſchriften der Verordnung zur Anpaſſung 
des Gerichtskoſtengeſetzes an die Koſtenordnung und über 
die Aufhebung landesrechtlicher Koſtenvorſchriften vom 
27. März 1936 (Neichsgeſetzbl. I ©. 319): 


Artikel 1 
Das Gerichtskoſtengeſetz wird wie folgt geändert: 
2. 8 71 Abſatz 4 erhält folgende Faſſung: 
»Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, 


die 28 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben 


1385 — 


enthält, 25 Reichspfennige, auch wenn die Her⸗ 
ſtellung auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden 
hat. Jede angefangene Seite wird als voll 
gerechnet. Für Schriftſtücke, die in fremder 
Sprache abgefaßt ſind, für Schriftſtücke in 
tabellariſcher Form ſowie für Verzeichniſſe, 
Liſten, Rechnungen, Zeichnungen und der⸗ 
gleichen kann die Schreibgebühr im Verwal⸗ 
tungsweg anderweit beſtimmt werden. « 


Artikel 2 


(1) Die Verordnung tritt mit dem 1. April 1936 
in Kraft. Sie findet auf die vor dieſem Zeitpunkt 
anhängig gewordenen Rechtsſachen Anwendung, ſoweit 
nicht die Inſtanz vor dieſem Zeitpunkt beendet war. 
Hinſichtlich der vor Inkrafttreten dieſer Verordnung ent» 
ſtandenen Schreibgebühren bleiben die bisherigen Vor⸗ 
ſchriften in Kraft. 


. 


Mitwirkung der Behörden der Reichszollverwaltung in den 
außerpreußiſchen Ländern mit Ausnahme von Baden und 
Sachſen im Grenzpolizeidienſt 


Die gemeinſame Rundverfügung vom 31. Dezember 1935 
O 3041 —247 II, betreffend Mitwirkung der Behörden der 
Neichszollverwaltung in Preußen und dem Saarlande im 
Grengpolizeidienft!), wird auch für die außerpreußiſchen 
Länder mit Ausnahme von Baden und Sachſen mit der 
Maßgabe in Vollzug geſetzt, daß an die Stelle der Preußiſchen 
Geheimen Staatspolizei die Politiſchen Polizeien der Länder, 
an die Stelle des Stellvertretenden Chefs und Inſpekteurs 
der Geheimen Staatspoltzei der Politiſche Polizeikomman⸗ 
deur der Länder und an die Stelle der Staatspolizeiſtellen 
die Zentralbehörden der Politiſchen Polizeien der Länder 
treten. 


Entgegenſtehende Anordnungen werden aufgehoben. 


Für Baden und Sachſen bleibt beſondere Regelung vor⸗ 
behalten. 


NM. vom 8. April 1936 — 0 3041 278 II 


) RZBL. 1936 S. 9 


l. Zölle und fonftiger Verkehr mit dem Auslande 


Verordnung über Einlaßſtellen für die in das Zollinland 
eingehenden Sendungen von rohen Kirſchen“ 


Auf Grund des 82 der Verordnun Ab d 

N 2 g zur Abwehr der 

Gerſcle rund der Kirſchfliege vom 27. April 1929 
eichsgeſetzbl. 1 S. 92) ) wird hiermit verordnet: 


5 Rohe Kirſchen dürfen, ſoweit ihre Einfuhr nicht ver⸗ 
oten iſt, bis auf weiteres auch über das Zollamt Flug⸗ 
hafen Berlin-Tempelhof eingeführt werden. 


Das Zollamt Chemnitz Südbahnhof kommt als Einlaß⸗ 


ſtelle für eingehende Send rohen Kirſchen in 
Wegfall gehende Sendungen von roh ſch 


i elle für die in das Zollinland ein- 
sungen 1 ohen Kirſchen zugelaſſene Zoll. 
amt Worms Bahnhof iſt in eine Zollzweigſtelle umge⸗ 
wandelt. 

Berlin, den 16. März 1936 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
Im Auftrag: Moritz 
Der Reichs miniſter der Finanzen 
Im Auftrag: Ernſt 
5 ARME. S. 92 
9) NIE. S. 73 
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Sonſtige Nachrichten 


Verſendung von Teilabzügen des Reichszollblatts 
— Ohne weitere Mitteilung — 


Die Teilabzüge des Reichszollblatts 
Nr. 32 für 1936 (Gruppe J) 
ſind geliefert worden. 


Nichtamtlicher Teil 


Anleitung für die Zollabfertigung, Teile I 
und 11, und Taraordnung, herausgegeben im Reichs⸗ 
finanzminiſterium. Buchhändleriſcher Vertrieb Carl Hey⸗ 
manns Verlag, Berlin WE, Mauerſtraße 44. Ladenpreis 
der Anleitung für die Zollabfertigung, Teile I und II, 
8,10 AA und der Taraordnung 0,30 AM. 


Verlag des Reichsverlagsamts Berlin NW 40, Scharnhorſtſtr. 4. — Gedruckt in der Reichs druckerei, Berlin. 


